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Große Mehrheit für Bürgerantrag
Stadtverordnetenversammlung stimmt für „Gießen 2035Null“ / AfD will Beschluss von Kommunalaufsicht prüfen lassen

GIESSEN. Bis 2035 soll die Stadt kli-
maneutral sein: Mit großer Mehrheit
hat die Stadtverordnetenversammlung
diesen Bürgerantrag des Vereins „Le-
benswertes Gießen“ und seiner Unter-
stützer am Donnerstagabend beschlos-
sen. „Klimaschutz und Klimaneutralität
müssen der Prüfstein in unserer Stadt
sein“, sagte Oberbürgermeisterin Diet-
lind Grabe-Bolz in der Debatte. „Wir
werden uns in den nächsten Jahren
wundern, was wir als Stadt alles leisten
können“, sprach sich auch Unionsfrak-
tionsvorsitzender Klaus Peter Möller für
den Antrag aus. Deutlicher Widerstand
kam vor allem von der AfD. „Wir be-
zweifeln, dass eine solche einseitige
Festlegung mit der Hessischen Gemein-
deordnung vereinbar ist. Wir lehnen
den Antrag ab und behalten uns vor,
den Beschluss von der Kommunalauf-
sicht prüfen zu lassen“, erklärte Thomas
Biemer von der AfD.
Eingebracht wurde der Antrag von

LutzHiestermann, Vorsitzender des Ver-
eins „Lebenswertes Gießen“. Mit Blick
auf den Klimawandel betonte er, dass
„wir uns längst nicht mehr im gemächli-
chen Transformationsmodus, sondern
im Krisenbekämpfungsmodus befin-
den“. Er hoffe, dass die beantragte Kli-
maneutralität Gießens bis 2035 das gro-
ße Narrativ im Sinne von Leitbild wer-
den könne. Es sei wichtig, alle Men-
schen auf diesemWegmitzunehmen, be-
tonte Hiestermann, der ausführte, dass
fast alle evangelischen Pfarrer der Stadt
den Antrag mittlerweile unterschrieben
hätten. Ausdrücklich bedankte sich der
Vereinsvorsitzende bei den Kindern und
Jugendlichen, die seit Monaten für den
Klimaschutz auf die Straße gingen und
von denen einige am Donnerstag als Zu-
hörer auch an der Sitzung der Stadtver-
ordneten teilnahmen. Zudem betonte
der Gießener, dass die Formulierung im
Antrag, nach der alle erforderlichen Mit-
tel zur Erreichung der Klimaneutralität
bereitzustellen seien, keinesfalls bedeu-
te, dass alle Mittel für den Klimaschutz
eingesetzt werden müssten. „Wir sind
uns sehr wohl im Klaren darüber, dass

eine Stadt auch andere Aufgaben hat“,
unterstrich der Vereinsvorsitzende.
Bei dem Antrag und seiner Umsetzung

handele es sich keinesfalls um „Schau-
fensterpolitik“, sondern um die Umset-
zung eines Querschnittsthemas in die
Praxis von Politik und Verwaltung, be-
tonte Grabe-Bolz. Zu den Maßnahmen,
die im Zusammenhang mit dem Klima-
schutz in der Stadt bereits umgesetzt sei-
en, zählte die Oberbürgermeisterin
unter anderem die energetische Sanie-
rung der Wohnbau-Gebäude oder den
Energiemix der Stadtwerke. „Wir waren
und sind schon tätig und werden auch
weiterhin tätig sein. Aber wir wollen
dies noch entschiedener, klarer und
transparenter sein“, so die Sozialdemo-
kratin. In einem ersten Schritt gelte es,
Bilanz zu ziehen. Sie habe deshalb eine
Organisationsstruktur in der Verwal-
tung geschaffen, in der die Fachleute
zum Thema zusammenarbeiteten, be-
richtete die Rathauschefin. Die Konzep-

tion der geforderten Bürgerbeteiligung
müsse noch erarbeitet werden, und
„klar ist, dass wir das nicht allein schaf-
fen und auf Bund und Land angewiesen
sind“. Darüber hinaus gehöre zur Wahr-
heit, dass das Konsumverhalten des Ein-
zelnen entscheidend zum Klimaschutz
beitragen muss. Auch dürfe es nicht zur
Polarisierung kommen: „Die Maßnah-
men müssen sozial verträglich sein“, re-
sümierte Grabe-Bolz.
Auch der sozialdemokratische Frak-

tionsvorsitzende Christopher Nübel
sprach von einem sehr konkreten Ziel
des Antrags. Zu den notwendigen Maß-
nahmen zählte er die Einführung einer
Regio-S-Bahn, die vom Magistrat nun
verstärkt verfolgt werden müsse. „Der
Klimaschutz tritt endlich an die Stelle,
an die er gehört, nämlich die erste Stel-
le“, meinte Klaus-Dieter Grothe, Frak-
tionsvorsitzender der Grünen. Seine
Fraktion freue sich über den Schub des
Antrags für den Klimaschutz. Er sei nun

gespannt auf die Diskussion über die
Konzepte, die dazu führen sollen, das
Ziel zu erreichen. Kritische Töne fand
dagegen Heiner Geißler, Fraktionsvor-
sitzender der Freien Wähler. Er rechne
damit, dass es im Zusammenhang mit
dem Klimaschutzziel in der Stadt ir-
gendwann doch zu Verboten kommen
werde. „Wir werden Steuern und Abga-
ben gezielt erhöhen müssen“, fürchtete
Geißler. Dr. Martin Preiß von der FDP
unterstrich, dass das Ziel der Klima-
neutralität bis 2035 weltweit erreicht
werden müsse. Hier in der Stadt werde
man das nicht schaffen, meinte der Li-
berale, der den Antrag ebenfalls kriti-
sierte. Thomas Jochimsthal von der
Fraktion „Piraten/Bürgerliste“ sprach
dagegen davon, dass die Stadt im Sinne
von „lokal handeln, global denken“ ein
Zeichen setze. Bei der Abstimmung
stimmte nur die AfD gegen den Antrag.
FDP, Freie Wähler und eine CDU-
Stadtverordnete enthielten sich.

Seit Monaten demonstrieren immer wieder Menschen verschiedener Altersgruppen in der Stadt für den Klimaschutz. Foto: Friese

„Koalition baut sich Hintertürchen ein“
Stadtverordnetenversammlung setzt Entwicklung von 40 Hektar Gewerbegebiet in Lützellinden aus / Grüne wollen Alternativen

GIESSEN (olz). Die Besuchertribüne
ist voll, als die Stadtverordnetenver-
sammlung am Donnerstagabend Tages-
ordnungspunkt 31 erreicht. Und als die
Diskussion um das geplante Gewerbe-
gebiet in Lützellinden am späten
Abend beendet ist, sind die Gesichter
der Zuhörer aus dem Gießener Stadt-
teil eher nicht glücklich. Denn erneut
haben Regierungskoalition, FDP und
FW für einen Koalitionsantrag votiert.
Er sieht vor, die Planungen für das klei-
nere Gewerbegebiet mit rund 40 Hek-
tar nördlich der L3054 auszusetzen.
Für die im „Regionalplan Mittelhessen
2010“ ausgewiesene größere Fläche
mit 132 Hektar wollen die Koalitionä-
re dagegen keine weiteren Planungen
verfolgen. Der Antrag aus dem Lützel-
lindener Ortsbeirat, keine weiteren pla-
nungsrelevanten Schritte auch für das
kleinere Gewerbegebiet zu machen
und von weiteren Grundstücksankäu-
fen abzusehen, scheiterte. Auch der
von Elke Koch-Michel gestellte Antrag,
den Aufstellungsbeschluss für den ent-
sprechenden Bebauungsplan zurück-
zunehmen, wurde abgelehnt.
Lützellinden sei der einzige Ortsteil,

der noch dörflich genannt werden kön-
ne, sagte Ortsvorsteher Markus Sames
zum Auftakt der Debatte. Der Stadtteil
wisse, dass „er seinen Beitrag für die
Stadt Gießen zu leisten hat“. Dies sei
vor rund 20 Jahren das Motiv für die
Entwicklung der „Rechtenbacher
Hohl“ gewesen, wobei sich die damit
verbundenen Versprechungen der
Stadt, unter anderem viele Arbeitsplät-
ze zu schaffen, nicht erfüllt hätten. Die-
se Entwicklung profilierte Sames als

einen der wesentlichen Gründe dafür,
dass gegen die aktuellen Pläne der
Stadt Gießen erheblicher Widerstand
auflaufe. „Die Planung für die 40 Hek-
tar sind für den Ort nicht tragbar. Denn
sie bedeuten den Verlust von Naherho-
lung und Frischluftzufuhr. Der Dorf-
charakter würde sterben und die 40
Hektar wären nur der Anfang vom En-
de“, resümierte Sames.
Lützellinden sei keinesfalls eigenstän-

dig und gehöre zur Stadt, antwortete
Christopher Nübel, Vorsitzender der
SPD-Fraktion. Das Argument hoch-
wertiger Ackerböden bejahte der So-
zialdemokrat, auch mit Hinweis da-
rauf, dass es mittlerweile ein Umden-

ken in der Gesellschaft bei Themen wie
Böden und Klimaschutz gebe. Deshalb
habe sich die Koalition entschieden,
dass die 132 Hektar große Gewerbeflä-
che nicht mehr dem Gedanken der
Zeit entspreche und nicht mehr ver-
folgt werde. Vorsitzender Heiner Geiß-
ler machte deutlich, dass es in der FW-
Fraktion unterschiedliche Auffassun-
gen gebe. Während Hans Heller der
Argumentation des Ortsbeirats folge,
sei er als Aufkäufer von Ackerböden
für Wohngebiete anderer Meinung.
„Ich halte es für falsch, der Stadt gänz-
lich zu untersagen, Flächen in Lützel-
linden zu kaufen“, erklärte der Frak-
tionsvorsitzende. Denn das würde et-

wa auch bedeuten, dass Menschen in
Notlagen nicht mehr an die Stadt ver-
kaufen könnten. Sandra Weegels, Frak-
tionsvorsitzende der AfD, sprach sich
gegen das Gewerbegebiet aus. Ihre
Fraktion sei für die Natur und den Er-
halt des ländlichen Raums. Die Grü-
nen seien nie Fan dieses Gewerbege-
bietes gewesen, so Klaus-Dieter Grot-
he. Der grüne Fraktionsvorsitzende
räumte ein, dass seine Partei im Koali-
tionsvertrag einer kleinen Erweiterung
des Lützellindener Gewerbegebietes in
der Größe von 20 Hektar zugestimmt
hat. „Aber wir haben vor Jahren bereits
auf Alternativen gedrungen“, erinnerte
Grothe, der in diesem Zusammenhang
unter anderem das Katzenfeld nannte.
Auf diese Alternativen, zu denen der
Grüne auch das Gail-Gelände zählte,
solle man sich jetzt besinnen. „Es ist
ganz klar: Lützellinden geht jetzt nicht
weiter“, resümierte Grothe.
Michael Janitzki von der Fraktion

„Gießener Linke“ sprach von einem
Fortschritt der Koalition, die auf die
Lützellindener zugehe und den Plan
aussetze. „Aber die Lützellindener wol-
len mehr und ein endgültiges Aus. Die
Koalition baut sich aber ein Hintertür-
chen ein“, analysierte der Stadtverord-
nete. Dr. Martin Preiß von der FDP er-
läuterte, dass die Liberalen an der Stel-
le ebenfalls kein Gewerbegebiet mehr
sehen. Klaus Peter Möller, Fraktions-
vorsitzender der CDU, unterstrich,
dass man das Signal aus Lützellinden
aufnehme und die Pläne deshalb stop-
pe. Zudem bestehe an der Stelle aktu-
ell kein unmittelbarer Bedarf an Erwei-
terungsflächen, meinte Möller.

Seit Monaten protestieren Anwohner aus Lützellinden. Archivfoto: Jung

Neidel plant
Verkehrsversuch
in der Innenstadt
GIESSEN (olz). Derzeit laufen die

Baumaßnahmen im Bereich Neu-
stadt/Oswaldsgarten noch. Nach ihrem
Abschluss plant Peter Neidel dort einen
Verkehrsversuch, wie er dieser Zeitung
im Rande der Stadtverordnetenver-
sammlung mitgeteilt hat. Der Bürger-
meister möchte den Straßenverlauf
vom Reichensand über die Bahnhof-
straße bis zur Galerie Neustädter Tor
probeweise zur Einbahnstraße in Fahrt-
richtung Oswaldsgarten machen. Die
zweite Spur soll in dieser Zeit nur für
Busse und Fahrradfahrer zur Verfügung
stehen. Der Abschnitt der Bahnhofstra-
ße zwischen den Kreuzungen mit dem
Reichensand und mit der Westanlage
bleibt von dem Versuch ebenso unbe-
rührt wie die Schanzenstraße.

Stadtwald
verändert sich

GIESSEN (olz). Wie ist der aktuelle
Zustand der Gießener Wälder einzu-
ordnen? Das hat der sozialdemokrati-
sche Fraktionsvorsitzende Christopher
Nübel die grüne Stadträtin Gerda Wei-
gel-Greilich in der Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung am Don-
nerstag gefragt. „Der Stadtwald verän-
dert insgesamt sein Erscheinungsbild“,
antwortete Weigel-Greilich. Heimische
Baumarten wie Eiche oder Buche kä-
men zunehmend schlechter mit den
klimatischen Bedingungen zurecht.
Die städtischen Waldbestände habe
man zum größten Teil in strukturierte
Mischwälder umgestaltet, sodass selten
der komplette Bestand von Schäden
betroffen sei. „Die immergrünen Fich-
ten werden sich fast komplett aus dem
Gießener Wald verabschieden. Wie
Kiefern, Eschen und Buchen mit den
steigenden Anforderungen zurecht-
kommen werden, muss intensiv beob-
achtet werden“, so die Stadträtin.

Leitsystem wird
2020 umgesetzt

GIESSEN (olz). Einstimmig hat die
Stadtverordnetenversammlung am
Donnerstagabend das Konzept des Pla-
nungsbüros „Geoplan“ für das Fußgän-
gerleitsystem im Bereich Bahnhof und
Innenstadt beschlossen. Nach einer
entsprechenden Ausschreibung soll
das System mit zehn großen Infostelen
und 41 Standorten für Wegweiser im
nächsten Jahr umgesetzt werden. „Bei
der Anzahl der Stelen und Wegweiser
orientierte man sich an dem üblichen
Umfang der Beschilderung/Wegfüh-
rung in Städten vergleichbarer Größe,
der sich als guter Kompromiss aus
Funktionalität, Benutzbarkeit, Kosten
und Stadtbildbeeinträchtigung erwie-
sen hat“, heißt es in der Begründung.

Motorpool wird
Philosophenhöhe
GIESSEN (olz). Aus Motorpool wird

Philosophenhöhe. Diese Umbenen-
nung des Gebietes, in dem einige hun-
dert neue Wohnungen entstehen sol-
len, haben die Stadtverordneten am
Donnerstagabend beschlossen. Auch
bei der Benennung der Straßen, die
künftig durch das Wohn- und angren-
zende Gewerbegebiet führen, folgten
die Parlamentarier dem Magistratsan-
trag und damit den Vorschlägen der
Straßenbenennungskommission. Sie
heißen „Anna-Mettbach-Straße“ und
„Adam-Scheurer-Straße“. Die „Georg-
Elser-Straße“ wird in das Gebiet ver-
längert. Zudem votierte die Stadtver-
ordnetenversammlung für die Vergabe
der Namen „Colemanstraße“ und Zep-
pelinstraße“ im Baugebiet „Am Alten
Flughafen“, ehemals US-Depot.

Von Stephan Scholz
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